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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Die Debatte zur Ausgestaltung der Legislativfunktion in den Schweizer Gemeinden –
salopp: Gemeindeversammlung versus Gemeindeparlament – hielt auch 2015 an. So
wurde etwa in der Freiburger Gemeinde Düdingen die Einführung eines Generalrates,
also eines Gemeindeparlaments, umgesetzt. Hauptargument bei der vor ein paar Jahren
gefällten Entscheidung war die fehlende Legitimation aufgrund schwacher Partizipation
an Gemeindeversammlungen. Zudem sei mit einem Parlament eine Versachlichung der
Politik eher möglich. Auf der anderen Seite wehrten sich Mitte Juni 2015 die
Einwohnerinnen und Einwohner der mehr als 20'000 Einwohner umfassenden
Gemeinde Rapperswil-Jona gegen die Einführung eines Parlaments. Ein solches sei
nicht nur teuer, sondern schränke auch den Handlungsspielraum der Regierung stark
ein. Immerhin rund 2000 Anwesende stimmten mit grosser Mehrheit gegen den
Vorschlag. Einen Ausbau der kommunalen Rechte im Rahmen von
Gemeindeversammlungen wird im Kanton Basel-Landschaft angestrebt. Dort nahm der
Landrat eine Motion an, die ein ausgebautes Initiativrecht auf kommunaler Ebene
fordert. Das bisherige einfache Antragsrecht während der Versammlung war als zu
wenig kräftig befunden worden. 
Einen Beitrag zur Diskussion über die Unterschiede zwischen Versammlungs- und
Parlamentsentscheiden lieferte eine an der Universität Bern verfasste Dissertation,
welche die Landsgemeinden näher unter die Lupe nimmt. Die Untersuchung kommt
zum Schluss, dass Landsgemeinden den Vergleich zu reinen Urnendemokratien
hinsichtlich Demokratiequalität nicht zu scheuen brauchen. So bestehen etwa mehr
und ausgebautere Partizipationsrechte. Die Landsgemeinde schaffe klare
Mehrheitsverhältnisse und Verantwortlichkeiten. Allerdings hob die Studie die geringe
Stimmbeteiligung und das fehlende Prinzip der geheimen Stimmabgabe als Nachteile
von Versammlungsdemokratien hervor. 
Dieser fehlende Persönlichkeitsschutz kann auch in Gemeinden ein Problem sein. In
der Tat wurde etwa in Gemeinden des Kantons Aargau moniert, dass Protokolle aus
Gemeindeversammlungen, in denen Voten von Versammlungsteilnehmerinnen und
-teilnehmern namentlich erfasst werden, im Internet über längere Zeit abrufbar seien.
Dies sei nicht mit den Richtlinien des kantonalen Datenschutzes vereinbar. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.06.2015
MARC BÜHLMANN

1) Schaub (2016): Landsgemeinde oder Urne - was ist demokratischer?; AZ, 19.3.15; BaZ, 20.3.15; TA, 11.4.15; SOGL, 12.4.15;
NZZ, 11.6.15; Bund, 29.6.15
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